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Allgemeine Hinweise zum Gebrauch von Rechtsverweisen1 
des US-amerikanischen Systems 

 
Im Nachfolgenden wird vielfach auf US-amerikanische Rechtsprechung Bezug 
genommen, so dass anhand eines Beispiels eine Erläuterung der jeweiligen 
Fundstellennennung erforderlich scheint: 
 
 

                    v. steht für „versus“ (gegen) 
 
 

Katz  v. U.S., 389 U.S. 347, 351 (1967)  
 
 
 
 
Name / Bezeichnung     Fundstelle: 
des Antragstellers2     - die erste Zahl – hier „389“ - steht für den Band der Fundstellenzitierung
    - „U.S.“ steht in diesem Fall für das berichtende Gericht (hier: U.S. Reports)    
       - „347“ ist die erste Seitenzahl des Falles in dem vorgenannten Band 

- die u.U. danach aufgeführte Seitenzahl (hier „351“) benennt die konkrete 
Fundstelle im Rahmen der Fallzitierung 

- „1967“ war in diesem Fall das Jahr der Entscheidung 
 
Name / Bezeichnung des Antragsgegners  
 
     
 

Soweit bekannt ist, dass eine in Bezug genommene Entscheidung später durch ein 
höheres Gericht revidiert wurde, erscheint eine Anmerkung als Zusatz zur obigen 
Fundstellenzitierung. So zum Beispiel: 
 
 ..., rev´d, 435 U.S. 850 (1978) 
 
 
 
  Fundstelle der Entscheidung des höheren Gerichtes 
 
 
überarbeitet durch ein  
höheres Gericht 

 

                                              
1 Diese Verweiserläuterung erfolgt lediglich nur auszugsweise in Anpassung an nachfolgenden Gebrauch; in 

Anlehnung an „The Bluebook, a uniform system of citation“, I.4, 16.Edition,  Massachusetts 1996. 
2 Bei Parteienmehrheit wird lediglich die erstgenannte Partei aufgeführt (es erfolgt jedoch dann der Zusatz „et 

al.“). 


